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Jiitcii den Anlrng der KCniglicli PrPuesiKchen Regie«Tti 

atif Einterleibwng eines Theils der ünlerelbe in dns Z<: 

gebiet wurde die Frage angeregt, ob und we' 

Bedenken, ansser den sehr nahe liegenden wii 

einem selchen Antrage enlgegeneleben. B 

Buchting dieser Frnge, an welcher der VerTa! 

folgenden Blütter sich dnrch des Bekanntwerde 

■veranlasst iah, drSngte sich allerdings zun 

-wügung auf, dass die Wiikungen, welche di< 

MaaBScegel, nämlich die DnrcbEcbneidung d< 

halb der Stadt Hamburg, fllr den Seehandel 

baben wird, aoch für die Rechtsfrage insoft 

in Betracht kommen muss, als eine wirklic 

des freien Verkehrs durcb Zoll maass regeln auf 

eino Beeintrüchtigung des der freien und Hanse 

d\irch den Art, 34- der Reich sverfassung geeicht 

rechts enthalten wUrde. Allein eine griindlic 

der wirlhachafilichen Frage ist mehr oder wei 

Ton der Kennlniss verschiedener noch nie 

wahrscheinlich noch nicht fes Ige st elitär De 

ftbsiehtiglen neuen BinTlcblnnc. Es schien desn 

von der eben angedeuteltn Folgerung aus de 

ReichsucrtasBUng bei der vorliegenden Untei 

abzusehen und dieselbe auf eine Ermittlai 

rechtlichen SachUge zu bescbrünken, wie sie 

\ biBhaiigen Gunee der für die Elbschifffahr 

\ kommenden Erfignisae ijnd Verhandlungen ( 

'^ Die naciifolgende Ztisamm erste! hing der I 

1 fertig ond die Drucklegung dereelben eben 

1 4ie telegrapliisclic Meldung eintraf, dasa die , 

\ '''*'" Eile betriebene Annahme des Antrai 

\ BonäeBrntti bereits erfolgt sei. Der eigentüt 

1 ™slel\un|»at slso verfehlt; da dieselbe al 

^«toTiitl,trL Uklt» iEt, ,0 dürfte die VerBffei 

jMit noch (»tetbttertißt erscheinen. 

SsicbnreimJimi 1880. 



— 4 — 



I. 

Bis zum Anfang dieses Jahrhanderis war die Schifffahrt 
auf den grösseren deutschen Strömen in kläglichem Zustande. 
Die natürlichen Hindernisse^ welche die vernachlässigte Fahr- 
bahn den tiefer gehenden Flussfahrzeugen entgegenstellte, 
wurden noch überboten durch die Hemmnisse, welche zahl- 
reiche Abgaben und die Art ihrer Erhebung künstlich 
herbeiführten. Die ältesten derselben mögen wohl auf die 
Zahlungen zurückzuführen sein, welche sich die anwohnenden 
Dynasten von den Schiffern dafür leisten liessen, dass sie 
ihnen für eine gewisse Sirecke sicheres Geleit gaben; aber 
die Geleitzölle blieben, als die Schifffahrt längst keines 
thatsächlichen Schutzes mehr bedurfte. Doch galten die 
schiffbaren Ströme in Deutschland, wo sie die Hauptgrund- 
lage des auflebenden Verkehrs bildeten, als des Reiches 
Strasse und die Erhebung von Schiffsabgaben bedurfte 
kaiserlicher Verleihung; durch diese wurden Kirchen, 
Fürsten und Städte begünstigt. Die verschiedenen Privilegien 
der Städte kamen hinzu, Stapelrecht, ümschlagsrecht, Mono- 
pole und Privilegien der Schiffergilden u. s. w. ; hier mussten 
die Waaren ausgeladen und zum Verkauf ausgeboten, dort 
in andere Fahrzeuge umgeladen, "dort wenigstens Abgaben 
entrichtet werden. Rhein, Weser, Elbe, Donau hatten solche 
Hebestellen in grosser Anzahl. Besonders gesegnet war 
damit der Rhein. 

Die Veränderungen, welche in diesen Zuständen während 
der Napoleon'schen Fremdherrschaft eingetreten waren, 
machen es erklärlich, dass man nach Beseitigung der letzteren 
einer Wiedereinführung der ersteren vorzubeugen bemüht 
war und im Pariser Frieden von 1814 darauf umsomehr 
Bedacht nahm, als bei der Rheinschifffahrt auch ausser- 
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Schifffahrts-Abgaben wird bestimmt, dass sie möglichst gleich, 
nicht zu hoch sein und ohne all zu grosse Belästigung 
erhoben werden sollen, und ferner dass der einmal fest- 
gestellte Tarif nicht ohne gemeinsame Uebereinkunft der 
üferstaaten erhöht werden dürfe; und im Art. 115 heisst 
es: ,,Le8 douanes des eiats riverains n'auront rien de 
commun avec les droits de navigation ; on empSchera par 
des dispositions reglementaires, que Texercice des fonctions 
des douaniers ne mettent pas d'entrave k la navigation^\ 

Diesen auf dem Wiener Gongress vereinbarten, im 
Bundestage 1820 bestätigten Bestimmungen gemäss tiaten 
für die Elbe die Commissare sammtlicher Uferstaaten zur 
ersten Elbsc hifffahrts-Gom mis sion in Dresden 
zusammen und entwarfen die E 1 bschifff ahrt s- Akte 
von 1821. Dieselbe enthielt (in 83 Artikeln) Bestimmungen 
über alle bei der Schifffahrt in Betracht kommenden Ver- 
hältnisse. Sie gelten nach dem Wortlaut der Einleitung 
der Akte von der „Elbe in ihrem schiffbaren Laufe'S Im 
Artikel 1 wird die völlige Freiheit der Schiff fahre stipulirt 
für den „Eibstrom, von da an, wo derselbe schiffl)ar wird, 
bis in die offene See und umgekehrt aus der offenen 
See**. Diese Worte waren den beiden früheren Verträgen 
nachgebildet, nur mit dem Unterschied, dass es im Pariser 
Frieden hiess: ,.jusqu'ä la mer^*" (statt des von einer Seite 
verlangten ,jusque dans la mer'") und in der Wiener 
Akte „jusqu^ä son embouchure.*"" Die ersten 7 Artikel be- 
ziehen sich auf die Freiheit der Schifffahrt und haben immer 
unzweifelhaft für den ganzen Strom in der oben bezeichneteu 
Ausdehnung gegolten. Die folgenden 20 Artikel aber be- 
treffen die Abgaben, welche jetzt dahin regalirt wurden, 
dass im Ganzen statt der vorhandenen 35 He bestellen deren 
nur 14 sein sollten, dass jeder Staat eine bestimmte 
Recognitionsgebühr vom Fahrzeug und gewisse nach der 
Waare und nach der durchfahrenen Strecke normirte ,,Elb- 
zöUe''^ erheben dürfe und von diesen letzteren hiess es (im 
Art. 9) sie dürften im Ganzen „von Melnik bis Hamburg^^ 
nicht mehr als 27 Gr. 6 Pfg. pro Gentner betragen. Hiermit 
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polizeilichen und anf Angelegenheiten der eigentlichen Fluss- 
schifPfahrt (z. B. den Leinpfad) bezüglichen Bestimmnngen 
für die ünterelbe nnanwendbar nnd des wegen nicht geltend 
waren; unzweifelhaft aber galten die Bestimmungen Über 
die Freiheit der Flussschifffahrt auch für diesen Theil dea 
Stroms und wenn sich die Feststellung des Maximums der 
Abgaben im Art. 9 auf die Strecke von Melnik bis Hamburg^ 
beschränkte, so hatte das seinen nahe liegenden Grund 
diBurin, dass unterhalb Hamburg eben keine weitere Abgaben 
erhoben wurden — mit alleiniger Ausnahme des Bruns- 
hanser Zolles, welcher unter gewissen Bedingungen i n d e r 
Eibakte selbst (Art. 15) ausdrücklich ausgenommen 
wurde. Diese Ausnahme bestätigt die Regel, dass die Elb- 
acte so weitthatsSchlich anwendbar auch für die Unterelbe gilt. 
Im wohlverstandenen Interesse des deutschen See- 
handels, als dessen Central punkt an der Elbe Hamburg 
angesehen wurde, war man von Alters her allerseits darüber 
einverstanden., dass hier möglichst ungestörte Freiheit der 
Schifffahrt gewährt werden müsse. Seit den Zeiten Kaiser 
Friedrich Barbarossa^s , welcher durch den Erlass vom 
7. Mai 1189 verfügte, dass unterhalb Hamburg kein Zolt 
erhoben werden dürfe *), bis zu den Elbschifffahrts-Com- 
mifesionen dieses Jahrhunderts und bis auf diesen Tag liess 
man diese Freiheit unangetastet. Die einzige Ausnahme**} 



*) . . /^ „Donamus civibns in Hammenburg degentibns ut 
una cum navibus et mercandisiis ac hominibus de mari 
usque ad predictam civitatem liberi sint ab omni teloneo 
et nngeldi exactione veuiendi et redeundi.^' 

*•) Der in den ältesten Zeiten auf der Insel Neuwerk von 
vorbeifahrenden Schiffen erhobene.,Werkzoll'* war längst 
nach Hamburg verlegt und hier durch eine kaiserliche 
Urkunde vom 8. Juni 1630 bestätigt worden. Ein anderer, 
von König Christian IV. von Dänemark im 17. Jahrhundert 
in Glückstadt eingeführter Elbzoll wurde schon nach 
wenigen Jahren auf Kaiserlichen Befehl wieder auf- 
gehoben (Königl. Resolution vom 17. Nov. 1646). 
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Bussland, Dänemark, Brasilien, Belgien, Mecklenburg und 
die drei Hansestädte. Die Freiheit der ünterelbe war als 
ein Europäisches Interesse documentirt. Die grössten 
Summen, nämlich je 1 Million Thaler, zahlten Grossbritannien 
und Hamburg. 

Wie ein paar Jahrhunderte früher Dänemark den so- 
genannten GlQcksstädter Retorsionszoll hatte aufgeben müssen, 
so sah sich jetzt Hannover veranlasst den Brunshauser Zoll 
aufzuheben. Die Souveraine beider Uferstaaten zu beiden 
Seiten der Unterelbe haben die Freiheil derselben in feier- 
lichen Urkunden besiegelt. König Christian IV. ertheilte 
in der sog. Haderslebenschen Resolution vom 17. November 
1645, durch welche jeuer Zoll aufgehoben wurde, der Stadt 
Hamburg die fernere Zusicherung: 

.„dass künftig das Commercium von und nach Hamburg 
auf der Elbe bis in die See ohne einige weitere Be- 
schwer, Retorsion, Satz-Anlegung, in freien ungehin- 
derten Lauff wie vor entstandenen Irrungen, gelassen 
werden soll^* 
XLnd der Art. 1 des Vertrages vom 3. Juli 1861 lautet: 

„Sa Majest^ le Roi de Hanovre prend envers 

(folgen die sämmtlichen contrahirenden Staaten) Ten- 
gagement 

1) d^abolir compldtement (den Stader Zoll) 

2) de ne subsiituer au droit dont la suppression est 
stipul^e par le paragraphe pr^cedent aucune nouvelle 
taxe, de quelque nature qu'elle soit, sur les navires 
qui monteroiit ou descenderont TElbe; 

8) de n^assujetter desormais sous quelque pretexte que ce 

soit a aucune mesure de controle relative au droit ces- 

sant les navires qui monteront ou descenderont TElbe.^^ 

Bald darauf erfolgte auch der wichtigste Schritt für die 

Erleichterung der Abgabenlast auf der Oberelbe, indem 

durch die in Hamburg geschlossene Convention vom 4. April 

1863 die Eibuferstaaten ihre respectiven Abgabenberechti- 

^ngen in einen einzigen Zollsatz combinirten, welcher nur 

noch an einer einzigen Hebungsstelle, nämlich in Wittenberge, 



und zwar nnrvon denjemgfnFahrzeugenerhobea werdenaoLIM 
welche daa Zollgeleilagebiet vonWiltenbergepassirteD. 
Wahl gerade diecee Ortes für die geEammte ElbzoUerheb 
halte als VerlielirEerleicbteriing deswegen noch ihre besoad 
BedeatDDg, weil hier zugleich hinsichilicb des Eing&i 
zollea die groBse Abfertigungaslelle fUr die zu Wasser c 
auf der Eisenbahn in den Zollverein eingehenden oder d 
selben transitirenden Wearen eingerichtet war. Wie die Sei 
fahrt auf den conveationellen Strumen seit dem Wie 
Congreas, den von diesem aufgestellten Frincipien eats|: 
chend, immer mehr Freiheit der Bewegung erlangt ha 
so war auch der Landtransport durch die allmHhlige A 
breitUDg des Zollvereins von den vielen im Innern Deute 
landa den Vericebr hemmenden Zollschranken mehr i 
mehr beireit worden. Bei der Errichtung der FIuesbcI 
fahrts-Akten aber hatte man dafür gesorgt, dass die dam 
DOch so vielfach hindernd in den Weg tretenden LandzJ 
von der Flussachifn'ahrt fem gehalten wUrden. SUmmtli 
Akten enthielten einen darauf bezüglichen Artikel Shnlicl 
Inhalts, welcher in der Elhakte (Art. 14 unter a) so laute 
„Mauthea, Land- oder Stadtz&lle, Eingangs- und ^ 
brnuchsaleuern, mit welchem einem jeden Staate 
Recht verbleibt, die in sein eigenes Landesgebiet ein 
führenden Wanren, sobald selbe den Flusa v 
laaaen haben, nach aeiner Handelspolitik 
belegen". 
So lange also die Waare den Fluss nicht verlassen ha 
sollt« aie vom Landzoll frei sein. FQr diesen waren i 
hin die Convention eilen FlUsse Ausland. Das schloss a 
selbstverstKndlich nicht aus, dass die betheiligten Staa 
ihre Flnsszoll-Hebestellen zugleich ala Eingangs-Zollsti 
fDr die in ihr Gebiet eingehenden Waaren benutzten. I 
die Schifffshrt selbst war dies eine Erleichterung und 
nach immer weiterer Ausdehnung des Zollvereins die Ol 
elbe von Wiltenherge bis Schandau nur durch das z 
Tereinte Gebiet fioss, mnaste^es im allseitigen Interesse Ue| 
die Abferligungsmaassregeln auch in Bezug auf den Eingat 
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zoll an der Stelle eintreten za lassen, wo das Schiff diesen 
Stromtheil betrat, den Stromiheil selbst also in Bezug 
auf die Zollcontrole mehr als Inland za behandeln; 
fdr die Zollpflicht selbst blieb er Aasland. 

Auch der Zollverein anerkannte dies und vermied sorg^ 
fKltig, mit seinen Anordnungen in das Gebiet der Fluss- 
scbiMahrt überzugreifen. In jedem neuen Zolltarif des Vereins 
von 1837/39 an bis zu demjenigen von 1860 wnrde immer 
wieder ausdrücklich die Bestimmung wiederholt: 

,,Hinsichts der SchifffahrtRabgaben bei dem Transport 
von Waaren auf der Elbe, der Weser, dem Rhein und 
dessen Nebenflüssen (Mosel, Main, Neckar) bewendet 
es im Allgemeinen bei den in der Wiener Gongress- 
Akte enthaltenen Bestimmungen oder der auf Grund 
derselben über die Schifffahrt auf einzelnen dieser 
Ströme bereits abgeschlossenen Uebereinkunft^^ 
Hieran hielt mau sich auf den Zollvereins -Gonferenzen. 
Auch bei der mehrfach verhandelten Frage, ob nicht wenigstens- 
für die auf den Flüssen aus dem Auslände^ für Rechnung 
von zoUvereinsländischen Unterthanen eingeführten, zur 
Flussschiflfahrt bestimmten Schiffe der Eingangszoll zu er- 
heben sei, handelte es sich nicht sowohl um das durch 
jene Bestimmungen aufgestellte Prinzip, als vielmehr um 
die Auslegung desselben. Auf der Generalconferenz von 
1838 wurde der Zweifel durch den ausdrücklichen Beschluss 
erledigt, „dass die auf dem Rheine ein- und in das Eigen- 
thum von Unterthanen der Zollvereinsstaaten übergehenden ^ 
auf dem Strom bleibenden Schiffe als nicht dem Eingangs- 
zoll unterworfen zu betrachten seien*'. Als auf der General- 
conferenz von 1843 Preussen mit Rücksicht auf den in- 
ländischen Schiffbau und die inlUndische Eisenprodnction, 
welchen man gegen solche Goncurrenz des Auslandes Zoll- 
schutz gewähren müsse, die Wiederaufhebung jenes Be- 
schlusses beantragte, wurde der Antrag abgelehnt. Die 
Gegner erklärten, die Berechtigung der Vereinsregie rangen, 
die fraglichen Schiffe für zollpflichtig zu erklären, sei nach 
der Wortfassung der Schifffahrtsakte mindestens zweifelhaft. 
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gelandet wurden. Docli fand in Wittenberge eine zollamtliche 
Behandlung derselben statt, insofern die Waaren fUr dfts 
Zollvereinsgebiet bestimmt waren oder dasselbe zu passiren 
hatten. 

Unterhalb Hamburg war die SchifiTahrt und die Waare 
auf der Elbe von allen Zöllen und von aller zollamtlichen 
Behandlung vollständig frei. 

So war der vertragsmassige Zustand im Jahre 1866. 
Es fragt sich, .was hierin zunächst durch die Errichtung 
des Norddeutschen Bundes, dann durch die Er- 
richtung des Deutschen Reiches geUndert worden ist. 

Die Hauptsachen waren die gänzliche Beseitigung der 
Elbzölle und die Verlegung der Hauptzollstelle von Witten- 
berge nach Hamburg. Die Erstere war im Princip schon in 
der Bundes-Verfassung von 1867 ausgesprochen, die letzter- 
wähnte Maassregel aber ging in der Ausführung voran. 

In der Convention von 1863, durch welche die Elbzoll- 
erhebuDg auf die Zollämter zu Wittenberge concentrirt 
wurde, war, wie schon erwKhnt, grosses Gewicht darauf 
gelegt, dass dies derselbe Ort war, an welchem die Abfertigung 
für die Zollvereinszölle stattfand. Es war, so lange Meck- 
lenburg (wie Lauenburg) ausserhalb des Zollvereins lag, die 
Eingangsstation. In einem Separatartikel jener Ueberein- 
kunft aber wurde festgesetzt: „In dem Falle, dass das für 
den Eibverkehr zu Wittenberge bestehende Ein- und Aus- 
gangs-Amt des Zollvereins, in Folge des etwaigen Anschlusses 
Mecklenburg's an den letzteren, nach einem andern Orte 
an der Elbe verlegt werden sollte, gehen nach demselben 
auch die beiden Hebestellen des gemeinschaftlichen Elbzolls 
über.^* 

Bald nach Errichtung des Norddeutschen Bundes waren 
nun Mecklenburg, Lauenburg und ein Theil des flaraburgischen 
Staatsgebiets in das Zollvereinsgebiet einverleibt und dadurch 
die Verlegung des Eingangszollamts von Wittenberge nach 
einem weiter unterhalb belegenen Orte nothwendig geworden. 
Am zweckmässigsten schien die Verlegung nach Hamburg 
selbst, von welchem Orte bei Weitem die Mehrzahl der elb- 
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aufwHrts gehenden Waaren ezpedirt wnrddn nnd nocl» "^^^"^^^^^^ ^d— ■ ,^^' ' 
Eb handelte sieh um die Abfertigung der in den ZoÜ Z ^""^ ' ** 

gebenden Waaren, ond hin sichtlich dieser konnte eine so 4 
zollamtliche Behandlung nur willkommen sein, gleich. '«':J 
sie noch eine kurze Strecke weit durch Zollvereinsansla-' 
passiren hatten. Eine Schwierigkeit aber boten die Eilt^i 
hinsichtlich deren die Zahlungap Sicht erst beim Be£ 
.des Wittenberger Oeleites eintrat, wBhrend durch di^ 
tragsmassige Bestimmung, dass die Elbzollerhebntigr 
gleichfalls nach Hamburg verlegt werden müsse, alle diejenij 
Fahrzeuge, welche bisher unverzollt in dem Zniscbenmai 
zwischen Hamburg nnd Witteuberge verkehrt halten, elbzo 
pflichtig geworden wUren. Die Verhandlungen über diesi 
Gegenstand führten zu einer Aufhebung der oben angefllhrti 
Bestimmung des Sepäratartikels der UebereinkunfC vi 
186S, indem durch BinverstHndniss aller Blbnferstaaten, an. 

OesCerreichs. bestimmt wurde, dass die Eibzolle rhebnn 

ungeachtet der Verlegung des Eingangs Zollamtes nach Hai 

boTg, auch lemer in Witleoberge bleiben könne. Die Z 

Stimmung der Betbeiligten verzögerte sich indeaacn, so d» 

die Bröffhang der verein sl indischen ZolUbfertigangsstelli 

erat mit dem 1. Juli 186!) erfolgen konnte. 

Bei den Verhandinngen über diese Verlegung des Ei 

gaugzollamtes musate sich die Nothwendigkeit herausstelle 

da die Zollabfertigung Anfangs provisorisch innerhalb d 

Freihafengebiels (am Grasbrook), also noch vor Eintritt d 

Zollpöicht erfolgte, die Grenze zwischen dem Freihafengeb' 

nnd dem nunmehr beide ü<er der Eibe bis nach Böhm 

umfassenden Zollverein auch aul dem Strom seibat anmgebi 

Bis zu dieser Grenze sollten die am Grasbrook abgefertigt 

Fahrzeuge auf der Fahrt durch das Freihafen gebiet dur 

Zollbeamte bewacht werden. Dabei war als künftige defi 

tive Abfertigungaalelle (statt des Grasbrooks) die weit 

elbaufwärts (bei ßolhenburgsorl) belegene Insel Eutenwari: 

in Aussicht genommen, in deren Nühe die von Norden h 

kommende Zollgrenze die Elbe erreicht. Hier nun sol 

dieselbe als gerade über den Btrom gehend gedacht werdi 
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So wurde es durch Verhandlung unter den Betheiligten fest- 
gestellt und vom Bundesrath genehmigt. Es war dies eine 
Ausdehnung des vorher von Schandau bis Wittenberge gel- 
tenden Zustandes bis in das Hamburgische Gebiet; als 
Zollvereins-Ausland konnte der Strom oberhalb dieser 
Linie nun nicht mehr angesehen werden, d. h. in Bezug 
auf die Gontrolmaassregeln nicht. Die Fieiheit vom Eingangs- 
zoll aber blieb nach wie vor auch auf der Oberelbe bestehen: 
Ein Widerspruch erfolgte von keiner Seite; sSmmtliche 
Eibuferstaaten, wegen der obenerwHhnten mit der Verlegung 
des Eingangszollamtes zusammenhiingenden Maassregel be- 
fragt, hatten Gelegenheit genug ihre Einwendungen zu er- 
heben. Alles war einverstanden, und dass alle Betheiligten 
einverstanden waren, lag in der Natur der Sache, da die ganze 
Maassregel der Eibschi flffahrt und dem Elbhandel nur zur Be- 
quemlichkeit gereichen konnte. 

Uebrigens waren die UnzutrSglichkeiten, welche mit der 
Trennung der ElbzoUstelle von der Eingangszollstelle ver- 
bunden waren, nur von kurzer Dauer. Schon im folgenden 
Jahre erfolgte die gänzliche Beseitigung der El b zolle. 
Die Verfassung des Norddeutschen Bundes, deren Bestim- 
mungen in diesem Punkte unverändert auch in die spHtere 
•Beichsverfassung übergegangen sind, nannte im Art. 4 unter 
denjenigen Angelegenheiten, welche der Beaufsichtigung und 
der Gesetzgebung des Reichs unterliegen, als 9. auch den 
SchiflFfahrtsbetrieb auf den Conventionellen Strömen, sowie 
die Fluss- und sonstigen Wasserzölle; und Art. 54 verfügte, 
dass auf den natürlichen Wasserstrassen Abgaben nur für 
die Benutzung besonderer, dem Verkehr dienender Anstalten 
erhoben werden dürfen. Damitwar die Aufhebung der Elbzölle 
im Princip ausgesprochen. Preussen, Sachsen und Hamburg 
hatten, wie auch das nicht zum Bunde gehörige Oesterreich, 
sich bereit erklärt — und zwar Preussen auch für seine 
Provinz Hannover — auf die Einnahme aus den Elbzöllen 
zu verzichten. Die GrossherzogthÜmer Mecklenburg dagegen 
hatten sich ihren Anspruch auf eine Entschädigung vorbehal- 
ten und ihre definitive Zustimmung zu der Verfassung nur 
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■*n% dann ertheilt, als ihnen durch eine Note dei ESck.i 
PrensB. BevoUmtichtigteD v. Savignj vom 18. FebraaK- 
-die ErklSrong gegeben war, daM Preaisen bereit sai, 
-den ObrigeDEIhaferBtaateii aber eine an MeckleK: 
sn zahlende EnIschUdignng in Verbandlaag zu treten, 
im Anfang des Jahrea 18T0 beide Mecklenburg eine s< 
iEntachüdignng beim Bnndesrath beantragten, traten ( 
Anhalt and Laneabnrg mit ähnlichen Ansprüchen auf 
anf desfallaigeD Beriebt des mit der PrDfung der Sache 
aaflragten AngschuBaeB, nahm der Bnndeerath einen, v 
Beichstag theilweise genehmigten Qesetzentwarf an, so di 
3 Staaten entschädigt worden. 

Nicht ohne Interesse für die jetzt vorliegende Frage : 
der bei dieser Gelegenheit erstattete AusschaBsbericht, welch 
■die QewBhrung der Entschädigung nur aus Billigkeit 
grQnden empfahl, den von Mecklenburg geltend gemacht 
Rechtsanspruch aber bestritt: Mecklenburg habe dur 
Annahme der VerfasBung auf seine ElbzoUeinnahme vi 
lichtet; die oben erwUhnte Note des Herrn v. Savig 
fiabe nur eine Verhandlung mit den Elbuferstaaten 
Aassicht gestellt, diese aber seien Itlr eine etwaige Gl 
schadignngBpBicht ein ganz anderes Bechtssubject als ä 
norddeutsche Band; die ElbaferBtaaten standen als solc 
zu dem Bunde in gar keiner Beziehang. Und am Schlni 
des Berichtes wird die Fortdauer der ans der Elbat 
4ieBBenden VerpSichtangen der Elbuferstaaten, namentli 
«nch hinsichtlich der DnCerhallnng der Schiffbarkeit i 
Flusses, nachgewiesen, mit dem Zasalz: „Die Ausschü! 
lia welchen Prenssen, Bajern. Sachsen, WOrttemberg, Hessi 
Hecklenburg-Schwerin, Braunschweig, Hambnrg and LUbe 
vertreten waren} gingen von der Ansicht ans, dasi die 
Vereinbarongen (die Eibakte etc ) anch nach Aufhebung t 
Eibzolles unverändert in Kraft bleiben werden'^ 

Zur BrlSnterong dieses Anspruchs ist anzofilhren, di 
der letzte unter den Elbuferstaaten geschlossene Vertrag, i 
oben erwähnte yUebereinknnfl, eine neue Begulirong ( 
BlbzöUe betreffend, Tom 4. April 1868" nur für die Das 
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TOD 12 Jahren vom 1. Juli 1868 an geschlossen war, danir 
aber von Jahr zn Jahr weiter gelten sollte^ bis sie von einer 
Seite gekündigt wOrde. FQr die Daner der Gültigkeit der 
Convention sollten die mit derselben unvereinbaren Bestim- 
mungen früherer Verträge suspendirt bleiben, nach etwaiger 
Kündigung der Uebereinkunft aber sollten die letzteren wieder 
in Kraft treten (Art. 14). Eine Kündigung war nun nicht 
erfolgt, sondern die thatsHchliche Aufhebung der Ueberein- 
kunft durch gänzliche Beseitigung der Eibzölle. Da aber 
die ganze Uebereinkunfl sich überhaupt nur auf die E Ib z ö 1 1 e 
und deren Erhebung bezog, so folgt, dass die übrigen Bestim- 
mungen der Eibakte von 1821 und ihre späteren Ergänzungen, 
ungeachtet der Convention von 1863 und über dieselbe hin- 
aus und auch ungeachtet der durch die Verfassung des 
Norddeutschen Bundes herbeigeführten Aufhebung der Elb- 
zöUe, in unveränderter Gültigkeit geblieben sind. Auch der 
bald darauf mit Oesterreich abgeschlossene Vertrag vom 
22. Juni 1870 über Aulhebung der Elbzölle setzt nur die 
Uebereinkunft von 1863 und die durch diese suspen- 
dirten älteren Bestimmungen ausser Kraft. 

In der Plenarsitzung des Bundesraths vom 11. ApriV 
1870^ in welcher der vorerwähnte Ausschussantrag wegen 
Entschädigung von Mecklenburgs Anhalt und Lauenburg 
genehmigt wurde, gab Anhalt noch eine präcisere Motivirung 
seines Anspruchs zu Protokoll, welche mit der von keiner 
Seite beanstandeten Erklärung begann, die üerzoglicVr 
Anhaltische Regierung sei von der rechtlichen Ueberzeuguug 
geleitet: „dass die Uebereinkunft von 1863, sowie alle 
früheren auf die Elbschifffahrt bozÜglichen Verträge inter» 
nationaler Natur sind und als solche, da sie über das Gebiet 
des Norddeutschen Bundes hinübergreifen, durch die Nord- 
deutsche Bundesverfassung nicht haben alterirt werden 
können und sollen^\ 

Ueber die foitdauernde Gültigkeit der auf die Fluss- 
schifffahrt bezüglichen Verträge, einschliesslich der Wiener 
Congressakte und der durch dieselben garantirten Prinzipien^ 
konnte überhaupt kein Zweifel bestehen. Den jenen Ver«- 



tTBgeo sa Grunde liegenden unterschied zwischen c= «: 
tionellen und territorialen FIÜEHen erkannte die Nordd^ i3 
Bnndes-VeTfasEung von 1867 an, indem sie im Art. 4 
9 nur die „mehreren Staaten gemeinsamen Waseerst»-«- 
unter die Aufsicht des Beichee stellte, wobei kaum hmm:^ 
zu werden hmucht, daas unter diesen WagBerstraEsen j 
nur «olche gemeint sind, an welche auch Staaten des 
landes Theil haben, (zu denen übrigens die Elbe ja s 
gehüTt), sondern dass unter Jenen ..mehreren Staaten'' .a. 
die Staaten des Bundes verstanden sind, unter denen < 

In demeelben Jahre wurde (unter dem 8. Juli 166 
zwischen den zum Norddeutschen Bunde gehörigen nn 
den Übrigen Staaten des Zollvereins der Vertrag über di 
Fortdauer und weitere Oi^aniealion diesei Vereins geeehloBsen 
Auch in diesem Vertrage wurde in dem Art. 23, der voi 
den Wasserzüllen handelt, znischen denjenigen Flüssen 
„auf welchen die Beat immun gen der Wiener Congressakli 
und besondere Staats vertrüge Anwendung finden''^ un< 
solchen FlUsaen nnterscbieden, bei welchen dies nicht de: 
Fall ist; auf jenen sollte es bei dem Bisherigen bleiben 
a'.if den Letzteren sollen die belretTenden Regierungen befng 
bleiben durch prirate Anordnungen die Waaseiz'ille zi 
bestimmen, doch wurde fUr diese ein Maximum festgestellt 
Im Jahre 1869 wurde von den Regierungen des Nord 
deutschen Bundes und des Zollvereins, mit Zustiinmmig df> 
nach Maaspgabe jenes Vertrages ins Leben getretenen Zoll 
parlanienta, das seitdem gellende Zollgeselz publicirt; ii 
diesem heisst ea wiederum im § 67: 

„Bei der Waaren-Eiufuhr und Durchfuhr auf FlQsBcn 

auf welche besondera Staatsvertriige Anwendunj 

finden, tritt das darin zur Sicherung des Zoll-Interesses 

vereinbarte Verfahren an die Stelle des gewühnliehet 

Abferiiguugsverfahrens""- 

Unter den hier erwilhnlen Stnatsvcrtriigen sind un 

zweifelhaft die Rhein-, Elbe- und Weser-Akten gemeint 

dieselben auf welche auch in anderen Bundes- und Reichs 
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gesetzen Bezug genommen ist, wie z. B. in der Gewerbe- 
ordnung, wo im § 31 in Bezug auf Schiffer und Lootsen 
die Bestimmungen der für sie geltenden StaatsvertrSge auf- 
recht erhalten werden. 

Das VerhKltniss der in Rede stehenden StaatsvertrKge 
^u der Bundesverfassur.g war hiernach klar. Die aus jener 
fliessenden Rechte und Verbindlichkeiten, soweit sie nicht 
anderweitig schon beseitigt waren, bestanden fort nicht 
bloss dem Auslande gegenüber, also was die Eibakte an- 
langt^ nicht blos Oesterreich gegenüber, sondern auch für 
•die Deutschen Bundesstaaten gegen einander. Der Unter- 
schied zwischen den Bundesgliedern und dem nicht deutschen 
Paciscenten bestand aber darin, dass während für den 
Letzteren die Bundesverfassung nicht maassgebend sein 
konnte, für das vertragsmfissige Verhältniss der Bundes- 
glieder zu einander die Verfassung in der Art in Betracht 
kam, dass ihre Bestimmungen dort den Vorzug haben 
mussten, wo sie mit jenen im Widerspruch standen. Dies 
ist aber hinsichtlich der Elhakte, nach Aufhebung der 
Elbzölle, nirgends der Fall und wo ein solcher Widerspruch 
hätte entstehen können, wurde durch ausdrückliche Be- 
stimmung für Aufrechthaltung der Vertragsbestimmungen 
gesorgt. 

Die Freiheit der Stromschifffahrt auf der Unterelbe bis 
in die See, von den Eibuferstaaten einander vertragsmässig 
garantirt, war während des Norddeutschen Bundes weder 
durch Verfassung noch durch Gesetz, noch sonst von irgend 
einer Seite angefochten. 



m. 

An die Stelle des Norddeutschen Bundes trat das 
Deutsche Reich. Die Umgestaltung der Verhältnisse 
war allerdings eine wesentliche, auch in Bezug auf die 
Organisation des Zollwesens. Die Functionen des Bundes- 
raths des Zollvereins und des Zollparlaments gingen auf 
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den Bnadesratb des KeicheB und den Beichstag di 
die Zoll- Angelegenheit et) wurden Reicha-Angelegeiit:K 4 
n. B. w.; aber in Bezug auf die VerhBltnlBs» 
vertrage mHaa igen Ströme Hnderte sich nichts. Nirgen <3« 
etwas darüber bestimmt; alle oben citirten Beetimmuc: 
dev Verfassung uod der Gesetze blieben v8llig unberC^ 
Man verfuhr hinsichtlich ihrer, wie man znr Zeit des Bun 
verfahren war; ihre Zolllreiheit blieb nnange fochtet! ; i 
Zollpäichtigkeit trat erat ein wenn die Waare an'a Tjaa 
gebracht wnrde. Ein einzelner Fall bot Gelegenheit, diesei 
Satz besoudera zd discntiren. Es handelte eich um dit 
Zollfreiheit eiserner Materialien zam Baa der Elbbrlickc 
bei DSmitz. Die Zolldirectivbehörde hatte, wie schon frühe: 
bei Rhein-, Weser- und ElbbrUcken. und zwar diesmal mii 
Genehmigung deBKüoiglichPreuBaischeoFinanz-MinisteriumB 
diesen Materialien die Zollfreiheit zugesprochen , weil sie 
nicht auf dem Lande gebraucht werden, aondern in dei 
BrQcke Über dem Wasser verbleiben aollten. Die DirectiT- 
behSrde in Schwerin war anderer Meinnng and die Sache 
kam an den Bundesrath , welcher auf Bericht des Zoll- 
aueschuases gegen die Zollfreiheit entschied, weil die Be- 
atimmungen der Congreasakte und der FluSBecbifffahrtgakten 
sich nur auf die FluBsachifffahrt bezogen, mit welcher 
doch eine Brücke über den Strom nichts zu thun habe ; 
diese bilde nur die Fortsetzung der an beiden Ufern he- 
findlichen Straasen. Durch diesen, wenn auch für die 
Zollpflicbtigkeit entscheidenden Ausspruch war die 
Freiheit der SchifTfahrt in Princip gewahrt, die foitdanernde 
Verbindlichkeit der Eibakte auch fUr die Staaten des Reiches 
anter einander anerkannt. 

Dieae forldauernde Gültigkeit der alten Eibakte, die 
ja ursprttngtich aus dem Jahre 1S21 stammt, schlosa abei 
nicht auB, daas eine grosEe Anzahl ihrer Bestimmungen, 
auch abgesehen von den ElbzüUen, bei der durchgreifenden 
ümgestaltong der VerkehrsverhHUnisse seit jener Zeit iheih 
durch die Additional- Akten aasdrUcklich aufgehoben, theilf 
veraltet und unanwendbar geworden waren. Bei der ver 
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tragsmässig im Jahre 1870 in Prag zusammengetretenen 
KevisionB-Commission wurde unter diesen Umständen das 
Bedürfniss einer vollständigen Revision der Klbakte anerkannt 
und die Königlich Preussische Regierung übernahm^ mit 
allseitigem Einverständnisse die Aufstellung eines neuen 
Entwurfes. Die grossen Ereignisse der nächsten Jahre 
verzögerten die Arbeit, deren Ergebniss erst im Jahre 1874 
in einem fertigen Entwurf den Regierungen der Deutschen 
Staaten vorgelegt werden konnte. 

Im Lnufe der Verhandlung, so wird in der betreffenden 
Vorlage gesagt, hatte sich der Königlich Preussischen Re- 
gierung hinsichtlich der weiteren Behandlung der Sache 
eine prUjudicielle Frage aufgedrängt: sollte die neue Eibakte 
in derselben Form wie die früheren Verträge zwischen den 
sämmtlichen üferstaaten abgeschlossen werden, oder sollte 
statt der deutschen Uferstaaten gegenüber Oesterreich das 
deutsche Reich als vertragschliessende Macht auftreten? 
Man entschied sich für das Letztere. Durch die Reichs- 
Verfassung war in dieser Beziehung im Vergleich mit der 
Verfassung des Norddeutschen Bundes nichts geändert; aber 
der in beiden fast gleichlautende Art. 11 der Verfassung 
rechtfertigte diese Auffassung. Welche Folge dieselbe für 
die gegenseitigen Rechte der einzelnen Uferstaaten gehabt 
haben würde, kann hier füglich unerörtert bleiben, da die 
neue Akte, wegen noch fehlender Genehmigung des Reichs- 
tags, noch nicht in Wirksamkeit getreten ist. 

Wohl aber bedarf der bei den betreffenden Reichstags- 
verhandlungen vielbesprochene § 4 der neuen Akte einer 
näheren Erwähnung. Derselbe befand sich schon in dem 
ersten, im October 1874 vorgelegten Entwurf; aber der in 
Frage kommende zweite Satz lautete so: 

„Die Zollpflichligkeit der Waaron tritt beim Ueber- 
schreiten. der Wassergrenze auf der Elbe in 
gleicher Weise ein, wie beim Ueberschreiten der 
Landgrenze**. 
In den Motiven zu diesem Paragraphen wurde damals 
bemerkt, der Zweck des zweiten Satzes des § 4 sei, die 



-Schiffahrt vor (iiner differentiellen Zoll behandlang imza. 
jloich mit dem Landtransport über die Dauer des CI>< 
rrichiachen Handelsvertrages hinaus zu sichern — nnäl 
lieiest es weiter; ,.Zu dieser Oleichatellung gehurt m 
daae die bieberige Ansnahmebehandlung des Strome 
Wegfall komme, wonach die Zollpfiichtigkeit der ft-vf 
Elbe eingehenden Waaren erst dann eintritt, wenn 
"Wiiare an das Land gebracht wird. Diese künstliche A 
landaqualitgt dea Stromes ist dnrch ein BeddrfaUs nf 
■mehr gerechtfertigt''. 

Hier lag also, verbanden mit der Anerkennung d 
nach der Elbakte bestehenden Auslandseigenscbaf^ d 
Stromes, das Verlangen vor, dieselbe beseitigt zu seh« 
Sin solches Verlangen erEcbien auch vollkommen gerecl 
-fertigt, wenn man au den von dem Entenwärder bei Hambu 
bis Schandau in Sachsen zwischen zwei ZollvereinFgrenz 
eingeaohlossenen Fluss und an die Zweifel und Discussioni 
dachte, welche z. B. hinsichtlich der hier eingefUhrti 
Dampfschiffe, BrUckentheile u. s. w. stallgefunden hatte 
Dasa es hierbei auf die Unterelbe abgesehen Eein kuni 
■wo solche Zweifel nie entstanden waren, wo die Aualaw 
•<[ualilKt des Stromes allerdings durch ein sehr dringend 
BedUcfnisa gerechtfertigt war, wo Überhaupt auch gar kei 
Zollgrenzen auf dem Strome exietirteo, weder in Bezug a 
2ollpfltcht noch in Bezug auf Zollcontrole, wo vielmehr na 
■CommissionsTOrschlSgen und Karten die Zollßrenzen 
beiden Seilen an den Deichen der Ufer hinliefen — dart 
an eine aolche AufTassaug dea i i hatte Niemand gedach 
in Hamburg ganz gewiss nicht, sonst würde man nie 
verfehlt haben, tich dagegen ausiusprechen ; wahrscheinli 
-auch in Berlin nicht, aonat würde der damalige PrHside 
-dPH Kcichskan zier- Amtes nicht neuerdings seine bekannt 
Anträge im Reichstag gesielll haben. Auch im Bundesra 
und in dem Ausschuas desselben, an welchen der Entwi 
Kunächst verwiesen wurde, war man ohne Zweifel derselb 
Ansieht, der Ansicht nämlich, dass es sich nm die b 
stehenden Zollgrenzen, und nur um die Zollgrenz 
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handelte, und da die in dem J 4 des Entwurfs von 1874- 
gebrauchten Ausdrücke: ^^Landesgrenze^^ und ,,Was8er- 
grenze auf der Elbe*^ in dieser Hinsicht zu Zweifeln' 
hKtten Anlass geben können, so empfahl der Ausschuss und 
genehmigte der Bundesrath diese Worte abzuändern in- 
^^Zollgrenze auf dem Lande**^ und ,,Zollgrenze auf 
der Elbe'S So steht es in dem im Jahre 1875 im Bundes- 
rath genehmigten Entwurf und in der 1880 dem Reichstag 
Obergebenen Vorlage. In der demselben beigegebenen 
Denkschrift ist der betreffende Satz mit denselben oben 
angeführten Worten, wie 1876 motivirt. 

üeber den Sinn jenes 2 4 der neuen Eibakte kanni 
hiernach kein Zweifel sein. Die Elbe zwischen den Zoll- 
grenzen bei Rothenburgsort und bei Schandau sollte ihre Aus- 
landgqualitHt verlieren, keineswegs aber sollte die Befugnis» 
ausgesprochen werden, eine Zollgrenze durch den Strom zu- 
ziehen^ wo eine solche nie vorhanden gewesen war. Die erst 
bei Gelegenheit der Berathung im Reichstag plötzlich her- 
vorgetretene Möglichkeit, dass dem § 4 eine solche Ausle- 
gung gegeben werden könne, war genügend, um den ganzen 
Paragraphen fallen zu machen. Gleichzeitig wurde der 
i 37 beanstandet, welcher die neue Akte vom 1. Oktober d. J. 
an an die Stelle der alten SchifffahrtsvertrUge setzen sollte. 
Die jedenfalls erforderliche legislative Genehmigung der 
neuen Akte überhaupt ist nicht erfolgt. 

Hiernach ist der Stand der Sache gegenwärtig folgender:. 
Die neue Eibakte ist nicht in Kraft getreten und selbst 
y/enn dieselbe sammt ihrem § 4 in Kraft getreten wäre, 
so würde weder aus dem Wortlaut noch aus dem ursprüng- 
lichen Sinn dieses Paragraphen zu folgern sein, dats nun 
über die Unterelbe eine Zollgrenze gezogen werden könne.. 
Die alten Vertrüge sind in Kiaft geblieben. Und wenn sie 
auch noch so sehr durchlöchert sind, wenn auch im Laufe 
des halben Jahrhunderts so viele Aenderungen eingetreten 
sind, dass — wie die Motive von 1874 nachweisen — von^ 
den 83 Artikeln der Eibakte von 1821 nur noch 14 unver- 
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Hndert gelten, so ist doch gerade das i« Kraft gebliebe 
woiBuf ee jetzt ankommt. 

In den MotiTen zu der dem Reichstag Seitens 
BeicliBTegiening gemachten Vorlage von 1S80 ist das 
ansgedrDckt: „damit (mit der Anfhebang des Elbzoll 
wurde das gemeinsame Elbachifffahrtsrecht, welches bis dal 
wenngleich in immer abnehmendem Umfange, auch d 
fiskalischen Interesse gedient hatte, auf den einzigen Zwi 
beschtKnkt, die Freiheit, Sicherheit und Ordnung des V 
kebrs anf der Elbe in fiSrdern'S 

Han kSnnte die Frage aafwerfen, was bedentet hier n 
in den Verlrlgen derAnsdmck: Freiheit der SchiSTah 
Nach der Wiener Congressakte nnd der ElbschifiTahrtsa 
jedenfalls nicht bloss die Befugnies fUr Jedermann, die E 
mit seinen SchiCFen nnd Waaren zu befahren, sondern an 
mit Vorbehalt der vertrage mBesi gen Schi^abrlB-Äbgaben, 
Freiheit von Bezahlung des Zollea (Eingangs- und Anggan 
lollee) nnd arsprUnglich auch die Freiheit von die Schifffa 
belHetigenden Zolim aassregeln ; die hinzugefügte Bedingu 
daas man sich dabei den Anordcungen der Dferstaaten 
unterwerfen habe, bezieht sich auedrücklich nach der C 
gressakte auf die polizeilichen Maaesregeln, nach i 
Eibschi fTfahrtsakte anf die in dieser Couventioa selbst t 
baltenen Vorschriften. Ftlr die' Oberelbe — woran 
hier immer die Elbe oberhalb Hamburg nnd Harburg 
rerstehen ist — wurde die ßestimnaug hinsicbtlicb < 
GontrolmHaBsregel mi t allseitigem Einveratlndnias iHn 
modificirt; der vorgelegte Entwurf einer nenen Elba 
wollte fUr die Oberelbe noch eineu Schritt weiter gel 
und auch die Freiheit von der Zollzahlung (die „Auslan 
qualitBt'*) ganz aufheben. In Bezng auf die Unterel 
ist es bei der vollstBndigen Freiheit geblieben; eine , 
Bchrttnkung derselbe ist weder irgendwie erfolgt, noch at 
1876 — nach der obigen Auseinandersetzung — beabsichl 
gewesen. Das« die Einllthrung einer Zollcontrole fQr 
SeescbiSTahrt das Oegentheil von Freiheit ist, wird niemt 
bestreiten, der die Verhältnisse der Seeschifffahrt, wie 
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^gegenwärtig betrieben werden muss^ kennt: Ein gedeihliches 

Betreiben derselben auf der Elbe in Concnrrenz mit anderen 

JSjSifen des Gontinents an der Nordsee nnd dem Ocean ist 

eben nur möglich, wenn alle Zeit- und Geld kostende 

Belästigung vermieden wird. 

Es ist schon oben zugegeben worden, dass für die 
Hechte and Pflichten der Staaten des Beiches unter ein- 
ander die bestehenden Verträge nur in soweit maassgebend 
sind, als die Bestimmungen derselben nicht durch die 
Verfassung oder die mit derselben im Einklang stehenden 
Gesetze des Norddeutschen Bundes oder des Reiches auf- 
gehoben worden sind. Die eben erwähnten Bestimmungen 
über die Freiheit der Schifffahrt sind aber weder durch die 
Verfassung noch durch bestehende Gesetze aufgehoben. 
Was die erstere anlangt, so ist auf die Art. 38 — 86 Bezug 
genommen worden, wonach „Deutschland ein Zoll- und 
Handelsgebiet bildet, umgeben von gemeinschaftlicher Zoll- 
grenze*\ Diese Bestimmung ist gegenwärtig — unter Be- 
rücksichtigung des Art. 84, der weiter nicht in Frage kommt 
— vollständig erfüllt; die gemeinschaftliche Zollgrenze 
läuft an den Meeresküsten hin oder aber, namentlich dort 
wo mit Ebbe und Fluth auch die Seeschiflpfahrt in eine 
Strommündung hinaufsteigt, wie in einen Meerbusen, da 
zieht sich die Zollgrenze längs des Fluss-Ufers hin. Der 
gegenwärtige Zustand steht so wenig mit dem Art. 88 in 
Widerspruch, wie dieser eine Aenderung nothwendig macht 
oder auch nur rechtfertigt. Ebenso wenig thut es der Art. 85; 
clenn Niemand wird behaupten, dass die Sicherung der Zoll- 
grenze an der Unterelbe die Durchschneidung der letzteren 
mit einer neuen erforderlich machte; jedenfalls wttrde auch 
dies, nach denWorten des Art. 86, Sache der Gesetzgebung sein. 

Von den bestehenden Reichsgesetzen aber kann nur 
das Vereins-Zollgesetz vom 1. Juli 1869 in Betracht kommen 
und zwar der § 16. Danach bilden die Landesgrenzen gegen 
•das Vereinsausland die Zollgrenze — , aber mit dem Zusatz 
„dass einzelne Theile eines Vereinsstaates, wo die Verhält- 
nisse es erfordern, ausgeschlossen bleiben können^^ — Giebt 



^ 
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«s aber eine Stelle, wo die Verl^ltniaae einen solcl 

Ausachlues erforderlich machen, to ist es deijeaige Tt 
des Elbstroma, welcher zwischen Hamburg and der E 
liegt, welcher bisher and seit den Sltesten Zeiten in ke 
Zollgrenzen eingeschlossen war, dessen Freiheit Ton Zöl 
und Zolleontrolen von den UferetAaten Dünemark und H! 
nover feierlich KUgesichert worden ist, dessen ginzlich » 
gehinderte Beschiffaog dnrch die Schiffe aller Nfttion 
nicht bloB ein gemeinaamea Interesae dieser letztern, sonde 
vor allem ein Interesse des Deutschen Reiches selbst ii 
TOn dem man doch wird zageben mOssen, dass ihm nie 
weniger als anderen michtigen Staitten, deren Küsten d 
Weltmeer beepUlt, daran gelegen Bein musi, den Zagai 
zu seinen Welthäfen offen zn halten. Die nSchstbetbeiligl 
Staaten aber sind die Elbufcrataaten, welche sich gegenseil 
die Freiheit ihres Stromes vertragsrnHasig garantirt hab 
«nd in die Aufhebung derselben doch nur dann zu willig 
haben würden, wenn ein Reichsgesetz dieselbe ansdrUckli 
nnfhöbe. Der § 67 desselben Zollgesetaes erkennt dies a 
nenn darin ausgesprochen wird, dass bei der Waaren Einfa 
und -Darchfubr auf Flüssen, auf welche besondere Staa 
'Verträge Anwendung finden, das darin znr Sicherung d 
Z ollin leresBes vereinbarte Verfahren an die Stelle des { 
■wohnlichen Abfertigongsveifahrens tritt. Für die ünier»l 
ist ein solches Verfahren gar nicht vereinbart worden, w< 
dort niemals eine Zollcontrole stattgefunden hat; dura 
aber kann unmöglich gefolgert werden, dass ein solch 
Verfahren rinn beliebig, ohne Vprlrag, eingeführt werd 
könne. 

Es muss vielmphr darauf bestanden we'den, «laxs we 
wirklich auf der Unlerelbe Zollliiiien und Zolltomrol 
bergpstellt werden sollen, dies nur mit Consens aller El 
uferstaaten geschehen kann, dass also die Zuatimmui 
Hamburgs dazu erforderlich ist. nie diejenigen all 
übrigen Ulerstaalen. 

Was bis jetzt durch gemeinsames EinveretUndnlsa ä 
Betheiliglen für einen Punki der Oberelbe angeordnet wi 
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gilt damit noch nicht für die Unterelbe. Was dort znr Ver- 
meidung unnöthiger Belästigungen des Scfaififfahrtsverkehrg 
allgemein erwünscht war, würde hier demselben zur gröBsten- 
Beschwerde gereichen. Was dort im Interesse Aller lag, 
würde hier wenigstens einen Staat mit der eminentesten- 
Gefahr für seinen ganzen Wohlstand bedrohen, und zwar 
gerade denjenigen Staat, welcher den von der Wiener Akte 
proclamirten Grundsätzen der Freiheit des Stromes einen 
grossen Theil seiner Blüthe dankt und eben deswegen auch 
kein Opfer gescheut hat, wo es galt jene Grundsätze auf 
der Elbe mehr und mehr zur Wahrheit zu machen. Die 
Protokolle der Elbschifffahrts-Gommissionen werden von der 
Anstrengung Zeugniss ablegen, mit welcher Hamburg, gehoben 
damals durch den mächtigen Beistand der drei gr5ssten> 
unter den Eibuferstaaten in dieser Richtung thätig war.. 
Seine grüsste Anstrengung aber setzte der Hamburgische 
Staat auf die Erhaltung und Verbesserung der Fahrbarkeit 
der Unterelbe. Dies war seit langen Jahrhunderten das 
eigentliche seiner Obhut anvertraute Gebiet. Ihm hatte 
Kaiser Friedrich die Freiheit des Stromes zugesichert; ihm 
lag die Reinhaltung desselben von Räubern ob; RitzebOttel 
(Cuxhaven) wurde erobert um das Raubschloss an der 
Mündung der Elbe zu säubern; Hamburg's Schiffe waren- 
es damals allein, welche Waaren elbaufwärts aus der See, 
elbabwärts in die See führten; noch heute gehen von etwa 
6500 Schiffen, welche jährlich aus der See elbaufwärts kommen,, 
über 6300 nach Hamburg; Hamburgische Seetonnen in- 
doppelter Reihe bezeichnen die ganze 18 Meilen weite 
Fahrbahn von der Mündung bis zur Stadt; Hamburgische 
Leuchtfeuer bezeichnen sie in der Nacht; viele kleine und 
4 grosse Leuchtschiffe, 2 Lootsgallioten und 4 Lootsschooner 
werden von Hamburg unterhalten; 3 Eisbrecher halten die 
Stromrinne im V/inter fahrbar und 8 Dampfbagger arbeiten 
fortwährend, so lange die Jahreszeit es gestattet, an ihrer 
Fahrbarhaltung. So war es vor der Errichtung des Reiches^, 
so ist es auch nachher geblieben. Von Zollen und von» 
eben so lästigen Zollcontrolen ist längst keine Rede mehr. 
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^uT Beseitigung des letzten Hommnisses dieser Art, des 
•Stader Zolles, trugen alle an dem Handel mit Hamburg 
betheiligten Staaten Europas bei, und Hamburg zahlte so 
7iel wie der reichste dieser Staaten, wie England, 8 Millionen 
Mark. Seitdem ist die Elbe völlig frei und die Unterelbe 
der von Seeschiffen belebteste Strom des Gontinentes. — 
Und in das Alles sollte nun mit einem nahezu vernichtenden 
Schlage eingegriffen werden ! Das kann nicht geschehen, 
ohne Zustimmung der Eibuferstaaten Deutschlands — und 
•diese können nicht zustimmen, ohne mit ihrem ganzen bis* 
herigen Verfahren in Widerspruch zu treten. Hamburg 
maasst sich nicht an, auf der Unterelbe grössere Rechte za 
beanspruchen ah die anderen Staaten ; aber seine Vertreter 
Terlangen dasselbe Recht wie die ttbrigen; sie sind über- 
zeugt, dass das Reich sie ihnen gewähren und auf ihre Stimme 
hören werde — und sie werden an dieser Ueberzeugung 
festhalten, bis man ihnen, im Widerspruch mit der Geschichte 
aller grossen Staaten, den Nachweis liefert, dass die BlQthe 
«ines grossen Handelsplatzes im Reiche, dem Reiche zum 
-Schaden gereicht. 



Druck von G. J. Herbst, Hamburg. ^ -M 
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